
DerWinter ist die Zeit, in der ei-
nige vor der Kälte zumindest für
ein paar Tage in den Süden flie-
hen. Früher dienten solche Ur-
laube allein der Erholung und
dem Spaß. Doch heutzutage gilt
das für viele nicht mehr unein-
geschränkt. Denn die sozialen
Medien ermöglichen es, Freun-
de, Bekannte und andere Men-
schen am eigenen Urlaub teil-
haben zu lassen.

Wenn imWald ein Baum um-
fällt und niemand ist da, um es
zu hören, gibt es dann ein Ge-
räusch? Das ist eine Frage, an
der schon so mancher Philoso-

phie-Fan herumgetüftelt hat.
Ähnlich treibt es anscheinend
den einen oder anderen Urlau-
ber um, ob ein Moment des
Glücks tatsächlich zählt,
wenn ihn nicht genügend
andere mitbekommen.
Da kommen die sozia-
len Medien ins Spiel,
die viele auch sonst im
Leben zu Schauspielern
machen: auf Facebook,
Instagram oder TikTok.

Im Urlaub auf Lanzarote
steht also ein Mann im Meer.
DieWellen kommen immer hö-
her und schneller – und der

Mann geht noch etwas weiter hi-
nein. Er streckt seinen Arm
nach oben. In seiner Hand hält
er ein Handy, mit dem er Selfies

macht, während die Wellen
auf seinen Körper ein-
schlagen.

Als er später wieder
am Strand ist, sagt er, es
seien fantastische Fotos
geworden. Er sehe darauf

so fröhlich aus. Die Sache
sei aber anstrengend gewesen.
Denn er habe ja die ganze Zeit
Angst haben müssen, dass im
schlimmsten Fall sein Handy ins
Meer fällt. Tobias Peter

Gibt es Glück ohne Zuschauer?

Immer mehr Menschen in
Baden-Württemberg spüren
die Auswirkungen derWirt-
schaftskrise im eige-

nen Leben. Das ist das
Ergebnis des aktuellen
„BaWü-Checks“, der re-
präsentativen Umfrage
der baden-württember-
gischen Zeitungsverlage.

„Zeigte sich die Mehr-
heit der Bevölkerung
lange Zeit zwar besorgt,
aber nur begrenzt persönlich
von der Krise betroffen, ändert
sich seit einigen Monaten diese
Einschätzung“, heißt es in der

Studie, die vom renommierten
Allensbach-Institut durchge-
führt wurde. Inzwischen kennen

16 Prozent der Befragten
Angehörige, die um ihren
Arbeitsplatz bangen, sie-
ben Prozent berichten
von familiären Jobverlus-
ten. Auch persönlich ma-
chen sich 15 Prozent der
Berufstätigen Sorgen um
ihren Arbeitsplatz.

Dies und die Inflation
der vergangenen Jahre schlagen
sich auch im Alltagsverhalten
derMenschen nieder. Zwei Drit-
tel der Baden-Württemberger

achten inzwischen stärker auf
Preise beim Einkaufen, fast die
Hälfte lebt sparsamer, ein Drit-
tel verschiebt Anschaffungen.

Besondere Sorge bereitet den
Menschen der Zustand der Au-
toindustrie. Auf die Ursachen
der Krise von Mercedes, Por-
sche und Co. haben die Men-
schen im Land einen differen-
zierten Blick: Die Konkurrenz
aus China, Bürokratie, politi-
sche Fehler, hohe Energiepreise
oder auch EU-Vorgaben wie das
Verbrennerverbot werden als
Gründe genannt. Fast die Hälf-
te hält ein „Detroit-Szenario“ –

also einen wirtschaftlichen Nie-
dergang wie in der US-Auto-
stadt – für Stuttgart für möglich.

Dementsprechend erwartet
fast ein Drittel der BürgerWohl-
standseinbußen in den kom-
menden fünf Jahren – deutlich
mehr als im Bundesschnitt.

Dennoch zeigt sich auch ein
kleiner Stimmungsaufschwung
im Land: „Jeder dritte Baden-
Württemberger sieht den kom-
menden 12 Monaten mit Hoff-
nungen entgegen; zu Beginn des
Jahres war es nur gut jeder vier-
te“, heißt es.
Südwestumschau

Wirtschaftskrise kommtbei
Menschen imSüdwesten an
BaWü-Check Die Sorgen um Jobs,Wohlstand und die Autoindustrie werden immer
konkreter. Doch es wächst auch die Hoffnung auf Besserung. Von Igor Steinle

Stuttgart. Die Nutzung privater
Handys an Schulen soll in Ba-
den-Württemberg konsequenter
reguliert werden. Künftig müs-
sen sich alle Schulen im Süd-
westen verbindliche Regeln für
den Umgang mit den Geräten
geben. Der Landtag beschloss
eine entsprechende Änderung
des Schulgesetzes. Bislang
konnten sich die Schulen über
ihre Hausordnung eigene Re-

geln geben, waren dazu aber
nicht verpflichtet. Das ändert
sich nun.

Jede Schule muss künftig ver-
bindlich regeln, wie, wann und
ob mobile Endgeräte auf dem
Schulgelände genutzt werden
dürfen. Die Handynutzung soll
reguliert werden, „um Störun-
gen des Unterrichts und des
Schulalltags zu verhindern so-
wie die Entwicklung und das so-

ziale Miteinander der Schüle-
rinnen und Schüler zu fördern“,
heißt es in dem Gesetz.

Die Regeln sollen sich aber
nur auf die private Nutzung von
Smartphones und Co. beziehen,
etwa in Pausen oder in der
Hausaufgabenbetreuung. Die
Nutzung eigener Geräte im Un-
terricht unter Anleitung von
Lehrkräften soll weiterhin mög-
lich sein.

Grundschulen in Baden-
Württemberg empfiehlt das Kul-
tusministerium allerdings, ein
striktes Handyverbot in ihre
Schulordnungen aufzunehmen.
„Die Benutzung mitgebrachter
privater digitaler mobiler End-
geräte ist grundsätzlich verbo-
ten“, heißt es in einer vom
Ministerium veröffentlichten
Formulierungshilfe für die
Schulen. dpa

Land ermöglicht Handyverbot
SchulenGrün-Schwarz will den Vormarsch digitaler Geräte begrenzen.

FO
TO

:N
A
T
H
A
LI
E
H
EL

EN
E
R
IP

P
IC

H
/D

PA

EU
Mehr Klima,
weniger Umwelt
Brüssel. Die EU hat sich geei-
nigt, den CO2-Ausstoß bis 2040
um 90 Prozent im Vergleich zu
1990 zu senken, der Kompro-
miss räumt den 27 Staaten aber
einigen Spielraum ein. Ein CO2-
Preis für Heizen und Tanken
soll verschoben werden. Gleich-
zeitig sollen mehrere Umwelt-
gesetze gelockert werden, um
dieWirtschaft zu entlasten. Die
EU-Kommission schätzt, dass
Unternehmen dadurch jährlich
etwa eineMilliarde Euro einspa-
ren. dpa

Kreml ist
erfreut

Moskau.DerKreml hat die Bereit-
schaft des ukrainischenPräsiden-
ten Wolodymyr Selenskyj, Neu-
wahlen abzuhalten, begrüßt. Dies
sei „ziemlich neu“ unddecke sich
mit Forderungen, die Russlands
Präsident Wladimir Putin schon
länger und US-Präsident Trump
kürzlich erhoben hätten, sagte
Sprecher Dmitri Peskow. Er lob-
te zudem Trump für seine Kritik
an Selenskyj und für die Forde-
rung nach harten Zugeständnis-
sen an Russland. Trumps Worte
„zumThema,wie dieUkraineBo-
den verliert, stimmen mit unse-
rem Verständnis überein“. dpa
Kommentar

UkraineMoskau fühlt
sich nach Aussage zu
Neuwahl bestätigt.

MaríaCorinaMachado,die führendeFigur der
venezolanischenOpposition, erhielt in Abwesenheit
den Friedensnobelpreis für ihren Einsatz für Demokra-

tie undMenschenrechte in Venezuela. Ihre Tochter
nahmden Preis in Oslo entgegen und verlas eine Rede
ihrerMutter.Machado, die in Venezuela aus Sicher-

heitsgründen imUntergrund lebt, kam verspätet nach
Oslo. Bei einer Rückkehr droht ihr Verfolgung durch
dasMaduro-Regime. Foto: Ole Berg-Rusten/NTB/afp

Nobelpreis stattGefängnis

W ahltage sind die
Feiertage der De-
mokratie. Der
Souverän spricht

und entscheidet über den Kurs
des Landes. Wenn also die
Bürger eines Staates eine neue
Regierung wählen, muss das
würdig und korrekt ablaufen.
Dass das in der Ukraine nicht
ohne Einschränkungen gelin-
gen kann, dürfte nicht schwer
vorzustellen sein. Was ist mit
den Wählern in den russisch
besetzten Gebieten? Was ist
mit den Wählern in den um-
kämpften Frontstädten? Blei-
ben die außen vor oder wer-
den sie einbezogen? Wie ver-
hindert man, dass die russi-
sche Armee gezielt Wahllokale
ins Visier nimmt?

Der ukrainische Präsident
Wolodymyr Selenskyj weiß
sehr genau, dass die Verfas-
sung ihm das Recht gibt, Wah-
len in Kriegszeiten zu ver-
schieben und er weiß auch,
welche Probleme es seinem
Land augenblicklich bereiten
würde, sie trotzdem abzuhal-
ten. Man kann seine Ankündi-
gung also getrost als taktisches
Manöver deuten, mit dem er
den Ball wieder an US-Präsi-
dent Donald Trump zurück-
spielt, der die Forderung nach
Neuwahlen beständig wieder-
holt. Das wird ihm und seinem
Land eine kleine Atempause
verschaffen, mehr aber auch
nicht.

Zugeständnis
an Trump

Kommentar
Guido Bohsem
zu Wahlen
in der Ukraine

BaWü-
Check
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„Ihr seid Könige und
Königinnen“
Schwäbisch Hall. Der Lesedi Show
Choir aus Südafrika ist zu Gast in der
Johannes-Brenz-Gemeinde in Schwä-
bisch Hall und singt dreimal zusam-
men mit Haller Kinderchören.
Menschen Seite 11

Glänzendes Blattgold und
leuchtende Früchte
Schwäbisch Hall. Eine Vielzahl von
Motiven, Materialien und Themen
zeigt die Mitgliederausstellung beim
„Open House“ des Kunstvereins
Schwäbisch Hall.
Kultur Seite 25

Die Kamera hat Alexander Beck im-
mer dabei. Foto: Rainer Lang
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Kinderhilfswerk
Unicef braucht
mehr Geld
New York. Das UN-Kinderhilfs-
werk Unicef hat für 2026 einen
Bedarf von 7,66 Milliarden US-
Dollar (6,58Milliarden Euro) an-
gemeldet. Das Geld werden be-
nötigt, um für 73 Millionen Kin-
der in 133 Ländern lebensretten-
deHilfe zu leisten. 2025 habe sich
die Finanzierung dramatisch ver-
schlechtert. So habe eine Finan-
zierungslücke von 72 Prozent bei
Ernährungsprogrammendazu ge-
nötigt, die Zahl der Hilfsempfän-
ger von 42 Millionen auf 27 Mil-
lionen zu verringern. kna

Stadtwerke SchwäbischHall: Noch gibt es einenMillionengewinn, doch die Erlöse sinken – Seite 9
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